
Tenor 

1. Der mit Art. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen­
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif eingeführte Integrierte 
Tarif der Europäischen Gemeinschaften in seiner in den Jahren 
2004 und 2005 geltenden Fassung ist dahin auszulegen, dass 
nicht überzogene oder nur verzinkte Kabel und Seile aus anderem 
als nicht rostendem Stahl, deren größte Querschnittsabmessung 
mehr als 3 mm bis 48 mm beträgt und die weder aus Moldawien 
noch aus Marokko stammen, je nach ihrer Querschnittsabmessung 
unter die TARIC-Codes 7312 10 82 19, 7312 10 84 19 oder 
7312 10 86 19 fallen. 

2. Art. 14 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren 
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ist 
dahin auszulegen, dass er der Regelung eines Mitgliedstaats nicht 
entgegensteht, die für den Fall einer falschen zolltariflichen Einrei­
hung von in das Zollgebiet der Union eingeführten Waren eine 
Geldbuße vorsieht, die dem Gesamtbetrag der bei zutreffender zoll­
tariflicher Einreihung dieser Waren anfallenden Antidumpingzölle 
entspricht, sofern der Betrag dieser Geldbuße unter Bedingungen 
festgesetzt wird, die denjenigen entsprechen, die im nationalen 
Recht für Verstöße gleicher Art und Schwere gelten, wobei die 
Sanktion wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein muss, 
was zu beurteilen Sache des vorlegenden Gerichts ist. 

( 1 ) ABl. C 297 vom 5.12.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 7. Oktober 
2010 — Europäische Kommission/Republik Slowenien 

(Rechtssache C-49/10) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt — 
Richtlinie 2008/1/EG — Integrierte Vermeidung und Vermin­
derung der Umweltverschmutzung — Genehmigungsauflagen 

für bestehende Anlagen — Nicht fristgerechte Umsetzung) 

(2010/C 328/13) 

Verfahrenssprache: Slowenisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: A. 
Alcover San Pedro) 

Beklagte: Republik Slowenien (Prozessbevollmächtigte: N. Pintar 
Gosenca) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Januar 2008 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 

(ABl. L 24, S. 8) — Genehmigungsauflagen für bestehende An­
lagen — Verpflichtung, sicherzustellen, dass solche Anlagen in 
Übereinstimmung mit den Anforderungen der Richtlinie betrie­
ben werden 

Tenor 

1. Die Republik Slowenien hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. Januar 2008 über die integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung verstoßen, dass sie 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist nicht alle Maßnahmen, die im 
Bereich der Genehmigung von Industrieanlagen erforderlich sind, im 
Einklang mit Art. 5 Abs. 1 dieser Richtlinie getroffen hat. 

2. Die Republik Slowenien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 80 vom 27.3.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 7. Oktober 
2010 — Europäische Kommission/Hellenische Republik 

(Rechtssache C-127/10) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
2006/42/EG über Maschinen — Nicht fristgerechte 

Umsetzung) 

(2010/C 328/14) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: M. 
Karanasou Apostolopoulou und G. Zavvos) 

Beklagte: Hellenische Republik (Prozessbevollmächtigte: N. Daf­
niou) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass der Vorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 
2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung der Richtlinie 
95/16/EG (Neufassung) (ABl. L 157, S. 24) nachzukommen 

Tenor 

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung 
der Richtlinie 95/16/EG verstoßen, dass sie die Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Die Hellenische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 1.5.2010.
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